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A. Problem 

Biozid-Produkte lunfassen eine Vielzahl von Erzeugnissen, die für 
die Kontrolle von Organismen benötigt werden, die die Gesxmdheit 
von Mensch oder Tier bzw. natürliche oder verarbeitete Erzeug- 
nisse schädigen. Derzeit unterliegen diese Biozid-Produkte in der 
Gemeinschaft ganz verschiedenen Regelungen. Dies könnte zu 
Handelshemmnissen zwischen den Mitgliedstaaten tmd zu Wett- 
bewerbsverzerrungen führen und dadurch die Errichtung xmd das 
Funktionieren des Binnenmarktes direkt beeinträchtigen. 

Durch die vorgeschlagene Richtlinie soll ein einheitliches Vor- 
gehen der Gemeinschaft beim Inverkehrbringen von Biozid- 
Produkten imd ihren Wirkstoffen gewährleistet werden. 


B. Lösung 

Annahme einer Entschließung, mit der die Bundesregierung u. a. 
gebeten wird, dem Richtlinienvorschlag in der vorliegenden Fas- 
simg nicht zuzustimmen und sich für eine grundlegende Über- 
arbeitimg im Hinblick auf eine Reihe näher bezeichneter Pimkte 
einzusetzen. 


Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. AKemativen 

Keine 


D. Kosten 

wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

folgende Entschließung anzunehmen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt das Vorhaben, für das 
Inverkehrbringen von Biozid-Produkten bzw. von nicht land- 
wirtschaftlich genutzten Erzeugnissen, Wirkstoffen und 
Zubereitungen zur Bekämpfung und Kontrolle von Schad- 
organismen europaeinheithche Zulassungs- und Anwen- 
dungsregelungen zu schaffen. Dies güt insbesondere, um 
sicherzustellen, daß diese unterschiedlichen Produktgruppen 
wie Holzschutzmitteln, Insektizide, Desinfektionsmittel, Kon- 
servierungsmittel, Antifouling-Anstriche, Wirkstoffe in Che- 
mietoiletten und Begasungsmittel keine unannehmbaren 
ungünstigen Auswirkungen auf die Umwelt und insbeson- 
dere keine schädlichen Auswirkungen auf die Gesundheit 
von Mensch und Tier haben. 

2. Da der vorliegende Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie 
noch unzureichend ist, um einen vorsorgenden Gesundheits- 
und Umweltschutz auf hohem Schutzniveau sicherzustellen, 
wird die Bundesregierung gebeten, dem Vorschlag in der 
vorliegenden Fassung nicht zuzustimmen und sich für eine 
grundlegende Überarbeitung u. a. mit folgenden Änderun- 
gen und Ergänzungen des Richtlinienvorschlags einzuset- 
zen: 

2.1 Bei der Richtlinie über das Inverkehrbringen von Biozid- 
Produkten muß eine enge Abstimmimg nüt bereits bestehen- 
den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und mit bestehen- 
den Grenzwerten anderer Richtlinien sichergestellt werden. 
Dies gilt insbesondere für die Gewässerschutzrichtlinien 
80/68/EWG, 75/440/EWG, 76/464/EWG, die Trinkwasser- 
richtlinie 80/778/EWG, die Richtlinien über die Anwendung 
und Freisetzung genetisch veränderter Organismen 
90/219/EWG und 90/220/EWG und die Richtlinie über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 91/414/ EWG. 

2.2 Bei der Festlegung der Kriterien für die Zulassung von 
Biozid-Wirkstoffen müssen der bestehende Vorsorgegrenz- 
wert der Trinkwasserrichtlinie für Pestizide zur Bewertung 
von Rückständen und Abbauprodukten im Grundwasser und 
Oberflächenwasser berücksichtigt und geeignete Boden- 
untersuchungen zum Versickerungsverhalten vorgeschrie- 
ben werden. 

2.3 Wie bei den Pflanzenschutzmitteln sollten die gemeinsamen 
Grundsätze für die Beurteilung der Zulassung von Biozid- 
Produkten nicht von dem „Ständigen Ausschuß", sondern in 
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einem Ratsverfahren mit Beteiligimg der Parlamente 
beschlossen werden. 

2.4 Biozide Wirkstoffe dürfen nicht zugelassen werden, wenn 
Prüfimgsunterlagen fehlen oder imvollständig sind oder 
wenn die für den Menschen bzw. für Kinder zulässige 
Tagesdosis (ADI-Wert) nicht bekannt ist, die über Trinkwas- 
ser, Nahrungs- oder Futtermittel, Luft/Staub oder über die 
Haut auf genommen wird. 

2.5 Die Zulassung eines Wirkstoffes ist abzulehnen bzw. zu 
überprüfen, falls ein weniger bedenklicher Stoff von ver- 
gleichbarer Wirksamkeit zur Verfügung steht. Wirkstoffe mit 
kanzerogenen, mutagenen und teratogenen Eigenschaften 
sowie Stoffe, die nicht hinreichend biologisch abbaubar sind 
und sich in Organismen anreichem, dürfen nicht in die 
Positivliste aufgenommen werden. 

2.6 In die Richtlinie ist eine Bestimmung aufzunehmen, die die 
Kommission verpflichtet, Grundsätze für die integrierte 
Schädlingsbekämpfung zu entwickeln, durch die der Einsatz 
von Schädlingsbekämpfungsnütteln auf das notwendige 
Mindestmaß beschränkt wird. 

2.7 In der Richtlinie ist der Grundsatz zu verankern, daß ein 
Schädlingsbekämpfungsmittel nur dann zugelassen werden 
darf, wenn dieses unter Berücksichtigung des vorbeugenden 
Gesundheitsschutzes keine Rückstände oberhalb der analyti- 
schen Bestimmungsgrenze der jeweiligen Wirkstoffe in oder 
auf Lebensnütteln, im Grund- und Trinkwasser oder auf 
Materialien, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in 
Berührung zu kommen, hinterläßt. 

Das Verbot von die gesundheithchen Gefahren verharmlo- 
senden Werbeaussagen ist strenger zu formulieren. Außer- 
dem ist das mögliche gesundheitliche Risiko insbesondere bei 
mißbräuchlicher Anwendung von Schädlingsbekämpfungs- 
nütteln durch Wamhinweise in der Kennzeichnung und 
Werbung deutlich hervorzuheben. 

2.8 Die Zulassung sollte auf Widerruf für fünf Jahre erfolgen. Eine 
gemeinschaftsweite Zulassung der zum Zeitpimkt des 
Inkrafttretens der Biozid -Richtlinie bereits im Handel befind- 
lichen Produkte für zehn Jahre nicht zu erlauben. 

2.9 Die Bundesregierung wird gebeten, die weitergehenden 
Empfehlungen des Bundesrates (Drucksache 607/93 — 
Beschluß) und die ausführlichen Stellungnahmen des BUND 
und des Bundesverbandes der deutschen Gas- und Wasser- 
wirtschaft bei der notwendigen Überarbeitung der EG- 
Richtliiüe zu berücksichtigen. 

2.10 Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
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heit und den Ausschuß für Gesundheit über die weitere 
Entwicklung fortlaufend zu informieren. 

Bonn, den 20. April 1994 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Susanne Kästner 

Berichterstatterin 


Dr. Wolfgang von Geldern Simon Wittmann (Tännesberg) 

Vorsitzender Berichterstatter 

Dr. Jürgen Starnick 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Simon Wittmann (Tännesberg), Susanne Kästner 
und Dr. Jürgen Starnick 


1 . Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über das 
Inverkehrbringen von Biozid-Produkten wurde mit 
Drucksache 12/6155, Nr. 3.16 vom 12. November 
1993 zur federführenden Beratung an den Aus- 
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit imd zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft imd Forsten sowie den 
Ausschuß für Gesimdheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seiner Sitzimg am 12. Januar 1994 
den Richtlinienvorschlag beraten imd dem feder- 
führenden Ausschuß mitgeteilt, daß er den Vor- 
schlag mit der Maßgabe billigt, daß die vom 
EG -Ausschuß des Bundesrates (BR-Drucksache 
607/1/93) imd vom BML vorgetragene Kritik an 
diesem Vorschlag entsprechende Berücksichti- 
gung findet. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat in seiner Stel- 
lungnahme vom 12. Januar 1994 einstimmig — bei 
Abwesenheit des Mitglieds der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste und des Mitglieds der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN — folgendes beschlossen: 

,Der Vorschlag wird grundsätzlich begrüßt. Die 
Bundesregierung wird gebeten, bei den weiteren 
Verhandlungen darauf hinzuwirken, daß 

— wegen der potentiellen Gefährlichkeit der unter 
den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fal- 
lenden Stoffe und Zubereitungen, der Begriff 
„Biozid" durch einen für den Verbraucher ver- 
ständlicheren deutschen Ausdruck ersetzt wird. 
Die Verwendung der Bezeichnung „Biozid" 
könnte dazu führen, daß es zu Irreführungen 
oder Verwechslungen mit umweltfreundliche- 
ren Produkten, die ebenfalls die Bezeichnung 
„Bio" tragen, kommen karm. Ferner sollte eine 
klarere Abgrenzung zu dem verwandten 
Bereich der Pflanzenschutzmittel erfolgen. An- 
stelle der Bezeichnimg „biozide Produkte" 
sollte daher der Begriff „Schädlingsbekämp- 
fungsmittel, die keine Pflanzenschutzmittel 
sind, " verwendet werden, 

— in der zu erstellenden Positivliste für Wirkstoffe 
(Anhang I) der Verwendungszweck (Indikation) 
xmd ggf. Rahmenrezepturen aufgeführt werden 
sollten. Auf diese Weise kann die Bewertung 
von schädlingsbekämpfungsmittelhaltigen Zu- 
bereitungen erleichtert imd der Prüfaufwand 
für Zubereitungen reduziert werden. Das Ver- 
fahren zur Aufnahme von Wirkstoffen in die 
Positivliste sollte ebenfalls — wie in der Richtli- 
nie an anderer Stelle vorgesehen — nach noch 
zu erarbeitenden gemeinsamen Grundsätzen 
erfolgen. 


— in den Anwendungsbereich der Richtlinie nicht 
nur Wirkstoffe und Zubereitimgen, sondern 
auch Erzeugnisse, die selbst eine aktive schäd- 
lingsbekämpfende Wirkung erhalten, einbezo- 
gen werden sollten, 

— bei der Zulassimg eines Schädlingsbekämp- 
fungsmittels festzulegen ist, ob eine Abgabe an 
Laien erfolgen darf oder ob es der Anwendung 
durch sachkimdige Personen Vorbehalten blei- 
ben muß, 

— in die Richtlinie eine Bestimmung aufzunehmen 
ist, die die Kommission verpflichtet, Grundsätze 
für die integrierte Schädlingsbekämpfimg zu 
entwickeln, durch die der Einsatz von Schäd- 
lingsbekämpfungsmitteln auf das notwendige 
Mindestmaß beschränkt wird, 

— in der Richtlinie der Grundsatz zu verankern ist, 
daß ein Schädlingsbekämpfungsmittel nur 
darm zugelassen werden darf, wenn dieses 
unter Berücksichtigung des vorbeugenden Ge- 
sundheitsschutzes keine Rückstände oberhalb 
der analytischen Bestimmimgsgrenze der je- 
weiligen Wirkstoffe in oder auf Lebensmitteln, 
im Gnmd- und Trinkwasser oder auf Materia- 
lien, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln 
in Berühnmg zu kommen, hinterläßt, 

— Wirkstoffe mit kanzerogenen, mutagenen und 
terato genen Eigenschaften von der Aufnahme 
in die Positivliste auszuschließen sind, 

— das Verbot von die gesundheitlichen Gefahren 
verharmlosenden Werbeaussagen strenger zu 
formulieren ist. Außerdem ist das mögliche 
gesundheitliche Risiko insbesondere bei miß- 
bräuchlicher Anwendung von Schädhngsbe- 
kämpfimgsmitteln durch Wamhinweise in der 
Kennzeichmmg imd Werbung deutlicher her- 
vorzuheben, 

— die Bewertung der Risiken von SchädUngsbe- 
kämpfimgsmitteln einschließlich der Schluß- 
beurteilung und Erarbeitung von Vorschlägen 
zur Risikoverminderung nach noch auszuarbei- 
tenden gemeinsamen Gnmdsätzen zu erfolgen 
hat, 

— die Entschließungen des Bundesrates (BR- 
Drucksache 607/93 — Beschluß) berücksichtigt 
werden und 

— der Ausschuß für Gesundheit über die weitere 
Entwicklimg fortlaufend informiert wird.' 

2. Biozid-Produkte umfassen eine Vielzahl von 

Erzeugnissen, die für die Kontrolle von Organis- 
men benötigt werden, die die Gesundheit von 
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Mensch oder Tier bzw. natürliche oder verarbeitete 
Erzeugnisse schädigen. Dazu gehören so unter- 
schiedliche Produktgruppen wie Holzschutzmittel, 
Insektizide, Biozide für den Wasserbereich und 
Desinfektionsmittel. Ihre Herstellung und Anwen- 
dung kaim Gefahren für Mensch und Umwelt mit 
sich bringen. 

In der Gemeinschaft unterliegen Biozid-Produkte 
derzeit ganz verschiedenen Regelungen. Dies 
könnte zu Handelshenunnissen zwischen den Mit- 
gliedstaaten imd zu Wettbewerbsverzerrungen 
führen imd dadurch die Errichtimg und das Funk- 
tionieren des Binnenmarktes direkt beeinträchti- 
gen. 

Mit der vorgeschlagenen Richtlinie soUen die 
Rechts- imd Verwaltungs Vorschriften für das Inver- 
kehrbringen von Biozid-Produkten in den ver- 
schiedenen Ländern der Gemeinschaft aneinander 
angeglichen werden. 

Es soU ein Rahmen geschaffen werden, der auf 
einem Zulassungssystem für Biozid-Produkte in 
den Mitgliedstaaten und einer Gemeinschaftsliste 
der Wirkstoffe basiert, die in solchen Produkten 
verwendet werden dürfen. Für Biozid-Produkte soll 
ein eindeutiges System der Ablehnung oder 
Annahme geschaffen werden, um ein hohes 
Schutzniveau für Mensch und Umwelt sicherzu- 
stellen. Ferner soll eine Angleichung dieser Richt- 
linie an die Richtlinie 91/414/EWG angestrebt 
werden, in der ein Zulassungsverfahren für Pflan- 
zenschutzmittel festgelegt wurde. 

3. Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat sich mit dem Richtlinienvorschlag 
in seiner 69. Sitzung am 2. Februar 1994 und in 
seiner 75. Sitzung am 20. April 1994 befaßt. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde ein Ent- 
schließungsantrag vorgelegt, in den das einver- 
nehmliche Votum des Ausschusses für Gesundheit 
eingearbeitet worden war. 

Von seiten der Koalitionsfraktionen winde ausge- 
führt, man könne dem vorgelegten Entschlie- 
ßungsantrag in großen Teilen, aber nicht in folgen- 
den unter der Nummer 2 aufgeführten Textstellen 
zustimmen: 

a) Da Biozid-Produkte größtenteils aus gefährli- 
chen Stoffen bestehen und Zulassung und 
Anwendung mit Risiken und Gefahren für den 
Naturhaushalt, für Mensch und Umwelt verbun- 
den sind, sollte die Richtlinie auf den Artikeln 
130r ff. EU- Vertrag gestützt werden, um nicht 
nur ein hohes Schutzniveau festzuschreiben, 
sondern den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu 
geben, in diesem sensiblen Bereich ohne das 
Zustimmimgserfordemis der Kommission oder 
anderer Mitgliedstaaten mehr für Umwelt- und 
Gesundheitsschutz zu tun, als EU-weit vorge- 
schrieben ist. 

b) Bei der Erarbeitung der gemeinsamen Grund- 
sätze für die Beurteilung der Zulassung von 


Biozid-Produkten sowie bei der Erstellimg der 
Positivliste in Anhang I sollten die obersten 
Umwelt- imd Gesundheitsbehörden der Mit- 
gliedstaaten sowie die Umwelt- und Verbrau- 
cherverbände und die Wasserwirtschaft betei- 
ligt werden. 

c) In der Richtlinie müssen auch Anwendungsvor- 
schriften für Biozid-Produkte geregelt werden. 
Für besonders gefährliche Biozid-Produkte muß 
die Anwendung sachkundigen Personen Vorbe- 
halten bleiben. Eine eindeutige Regelung über 
einen Sachkundenachweis für die Anwendimg 
bestimmter gefährlicher Biozide und über eine 
Sachkenntnis-Prüfung für gewerbliche Anwen- 
der von bestimmten Bioziden fehlt und sollte in 
die Richtlinie aufgenommen werden. 

d) Biozid-Produkte, die keine EU- Zulassung ha- 
ben, dürfen in Nicht-EU-Länder nicht exportiert 
oder zwecks Beseitigung ausgeführt werden. 

Mit der Formulierung zu a) wolle die Fraktion der 
SPD erreichen, die Richtlinie auf die Artikel 130rff. 
des EU-Vertrages zu stützen. Man selbst sei der 
Auffassung, Artikel 100 a sei die geeignete Grund- 
lage, da es sich um eine Regelung zur VoUendimg 
des Binnenmarktes handele. 

Gegen die imter b) verlangte Einbeziehung von 
Umwelt- imd Verbraucherverbänden sowie der 
Wasserwirtschaft in die Erarbeitimg der gemeinsa- 
men Grundsätze für die Beurteilung der Zulassung 
von Biozid-Produkten spreche, daß im Regierungs- 
ausschuß der EU eine direkte Verbändebeteili- 
gimg nicht vorgesehen sei. Auf nationaler Ebene 
sei dagegen eine Verbändebeteüigimg möglich 
und auch üblich. 

Die unter Pimkt c) geforderte Regelung über einen 
Sachkundenachweis sei nicht über die Richtlinie 
selbst zu regeln, sondern müsse dem Prinzip der 
Subsidiarität folgend bei der nationalen Umset- 
zung der Richtlinie verwirklicht werden. 

Das unter d) geforderte Exportverbot von Biozid- 
Produkten, die keine EU-Zulassimg erhalten hät- 
ten, in Nicht-EU-Länder, halte man ähnlich wie bei 
der Pflanzenschutzrichtlinie nicht für sinnvoll, da 
es auch verschiedene Biozid-Produkte gebe, die 
bewußt nicht für EU-Länder produziert würden, 
sondern für bestimmte Anwendungen in Dritt- 
staaten. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde ausgeführt, 
die unter a) geforderte Stützung der Richtlinie auf 
die Artikel 130 rff. EU-Vertrag ziele darauf ab, den 
Mitgliedstaaten in diesem sensiblen Bereich die 
Möglichkeit zu geben, ohne das Zustimmimgser- 
fordemis der Kommission oder anderer Mitglied- 
staaten mehr für den Umwelt- und Gesimdheits- 
schutz zu tun, als EU-weit vorgeschrieben sei. Zu 
den anderen genannten Punkten sei auf die jewei- 
lige Begründung zu verweisen. Man woUe auch an 
diesen Punkten des vorgelegten Entschließungs- 
antrages festhalten. 
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Der Ausschuß beschloß mehrheitlich, die Buchsta- 
ben a, b, c und d nicht mit in den Entschließungs- 
antrag aufzunehmen. 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, dem Deut- 
schen Bundestag zu empfehlen, den in der 
Beschlußempfehlung wiedergegebenen Entschlie- 
ßungsantrag anzunehmen. 


Bonn, den 18. Mai 1994 


Simon Wittmann (Tännesberg) 

Berichterstatter 


Susanne Kästner Dr. Jürgen Stamick 

Berichterstatterin Berichterstatter 
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